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B ernd Buchholz hat
damal ein paar Fra-
gen.DerFDP-Abge-
ordnete sitzt im

Innen- und Rechtsausschuss
des Landtags undwill von So-
zialministerin Aminata Touré
wissen, wie es denn nun
wirklich um die Kapazitäten
der Landesunterkünfte für
Flüchtlinge bestellt ist. Denn
einen Tag zuvor hat die Grü-
nen-Politikerin angekündigt,
dass die ehemalige Marine-
kaserne in Glückstadt (Kreis
Steinburg) wieder zu einer
Erstaufnahmeeinrichtung des
Landes wird. „Glückstadt
wird in sechsWochenbezugs-
fertig sein“, sagt Touré.
Buchholz reicht das nicht.

„Schon jetzt ist absehbar, dass
das zu wenig sein wird“, sagt
er. „Sie ziehen etwas nach,
weil Ihre Erstaufnahmen in
Wahrheit voll sind.“Dabei be-
zieht sich Buchholz auf eine
Antwort desMinisteriumsauf
seine Kleine Anfrage, in der
dasMinisterium auf verschie-
dene Nutzungseinschränkun-
gen wie Renovierungen oder
Isolationsbereiche verweist.

Land will neue Erstaufnahme öffnen – täglich kommen 100 Asylbewerber dazu

Doch Touré will das so
nicht stehen lassen. „Es gab
Phasen, da hatten wir in den
Erstaufnahmen 2000 freie
Plätze – und das will ja auch
niemand“, sagt dieMinisterin
und rappelt die Zahlen he-
runter, die belegen sollen,
dass das Land die Plätze in
den Landesunterkünften seit
Beginn des Ukraine-Kriegs
von 3600 auf zuletzt 7200
hochgefahren hat – und jetzt
mit Glückstadt auf 7800 er-
höht. „Ich möchte dem Ein-
druck widersprechen, dass
das Land die Kapazitäten
nicht erhöhthat.“Eines ist für
sie klar: „Ich möchte nicht in
eineSituationkommen, inder

alle Betten belegt sind.“ Des-
wegen schaffe das Land jetzt
Vorsorge, indem die Einrich-
tung in Glückstadt reaktiviert
werde. Dort könnten auch
mehr als 600 Plätze entste-
hen, wenn es nötig sei. Am
kommenden Freitag will Tou-
ré zu einer Einwohnerver-
sammlung nach Glückstadt
kommen und den Menschen
erklären, wie es weiter geht.
Eines sagt sie aber schon

jetzt: „Wir als Land bringen
die Erstaufnahme auf den
Weg und übernehmen das
auch finanziell.“ Für Touré ist
aber noch eines klar: „Ich
schließe nicht aus, dass wir
weitere Kapazitäten schaffen
werden.“ Allerdings wolle sie
die fünfKommunen, in denen
es schon Erstaufnahmen ge-
be, nicht mit zu vielen weite-
ren Plätzen überfordern.
Denn Bad Segeberg, Neu-
münster, Boostedt, Seeth,
Rendsburg und jetzt Glück-
stadt übernähmen Verant-
wortung für das ganze Land.
Glückstadts Bürgermeister

Rolf Apfeld hatte sich über die
mangelnde Informationspoli-
tik des Ministeriums beklagt.
Er habe die Zusage gehabt,

dass dort keine Erstaufnahme
entstehe, weil es auf dem Ge-
ländeder ehemaligenKaserne
schon die Abschiebehaft-
anstalt gebe. Touré nennt es
„eine Herausforderung“, dass
nunbeideEinrichtungennach
Glückstadt kommen.

Kritik an Touré bleibt

Auch die kommunalen
Spitzenverbände kritisieren
Touré,weil sie dieFrist für die
Zuweisung der Flüchtlinge an
die Kommunen von vier auf
dreiWochen verkürzt hat. Die
Ministerinsagt,dasssie inden
Gesprächenmit den Kommu-
nen den Eindruck gewonnen
habe, dass die damit klarkom-
men, will aber so schnell es
geht die Frist wieder verlän-
gern.
Das Ziel sei ohnehin klar:

„Wir wollen, dass alle Men-
schen, die nach Schleswig-
Holstein kommen, so schnell
wie möglich in Wohnungen
leben“, sagt Touré. Doch ein-
fach wird das nicht: Seit Mitte
August kommen laut Touré
im Schnitt 100 neue Flücht-
linge nach Schleswig-Hol-
stein. Jeden Tag.

Schließt neue Erstaufnahmen
nicht aus: Aminata Touré.
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KIEL Zu derUhrzeit, zu der die
Pressekonferenz begann, ließ
der bundesweite „Warntag“
gerade alle Handys und Sire-
nen schrillen: Durchaus pas-
send zur Alarmstimmung im
Bildungssystem, die die Run-
de rüberbringen wolle, ent-
fuhr es Bernd Schauer, dem
Geschäftsführer der Gewerk-
schaft Erziehung & Wissen-
schaft (GEW).
Gemeinsam mit Vertretern

von Eltern, Schülern und aus
der Weiterbildung will seine
Organisation Unzufrieden-
heit Luftmachen.DieAkteure
haben sich zu einem Bündnis
„Bildungswende jetzt!“ for-
miert, das den politisch Ver-
antwortlichen bei einerGroß-
Demo am 23. September
deutlich auf die Finger hauen
will. Die Zeit für den Auftakt
amGewerkschaftshaus, 12.05
Uhr, wurde nicht zufällig ge-
wählt. Sie enthält selbst die
Botschaft: Es sei für eine ge-
lingende Arbeit in Kitas und
Schulen bereits fünf nach
Zwölf.DieAktion istTeil eines
deutschlandweiten Protest-
tags.Erwill für einSonderver-
mögen Bildung im Bundes-
haushalt von 100 Milliarden
Euro eintreten.
„Zu langewurde bei der Bil-

dung gespart“, lautet der Vor-
wurf der GEW-Vorsitzenden
Astrid Henke. „Darunter lei-
den die Kinder, die Jugend-
lichen und die Beschäftigten
gleichermaßen.“ Sorgen be-
reitet Henke insbesondere,
dass die Lehrkräfte zu wenig
Zeit hätten, sich jenseits des
eigentlichen Unterrichtens
Schülern zuzuwenden. Klas-
senlehrkräfte müssten dafür
mehr Arbeitszeit zur Verfü-
gung erhalten und im Gegen-
zug weniger Stunden vor der
Klasse geben müssen. Diesen
Vorschlag versteht die GEW-
Chefin als ein Beispiel für
ihren Appell nach insgesamt
besseren Arbeitsbedingungen
für Lehrkräfte und Erzieher.
Nur sowerdemandenzuneh-
menden Nachwuchsmangel
in beiden Berufen abbauen
können.

Claudia Pick, Vorsitzende
des Landeselternbeirats
Gymnasien, wies auf die be-
reits jetzt deutlichen Folgen
hin: „Unterrichtsausfall wird
zu oft schöngeredet mit dem
Kürzel Eva, kurz für Eigenver-
antwortliches Arbeiten.“ Da-
bei erhält eine Klasse ohne
Lehrer dann die ganze Stunde
lang Aufgaben, die sie allein
bearbeiten muss. „Unterricht
brauchtFachlehrkräfte in aus-
reichender Zahl“, sagte Pick.
„Zu viele Schulen stecken

imSanierungsstau“, attackier-
te sie die dafür verantwort-
lichen kommunalen Träger.
Wie Pick forderte auch Tors-
ten Muschinski, Vorsitzender
des Landeselternbeirats Ge-
meinschaftsschulen, „echte
Lernmittelfreiheit“. Darunter
verstehen beide, das sämtli-
ches Lernmaterial nichts kos-
ten darf – einschließlich digi-
taler Endgeräte.

Psychologische
Hilfe für Schüler

Ein Kernanliegen Picks war,
„dass für das psychische
Wohlbefinden von Schülern
mehr Ressourcen bereitge-
stellt werden müssen“: „Nur,
wenn es einem gut geht, kann
man gut lernen.“
Lovis Eichhorn, Landes-

schülersprecher Gymnasien,
erlebt es so: „Viele Lehrkräfte
versuchen durchaus, Schülern
auch psychologisch zu helfen.
Aber das ist eigentlich nicht
ihre Aufgabe.“ Dazu brauche
es mehr Schulsozialarbeiter
und Schulpsychologen.
Muschinski appellierte da-

ran, „dass das gegenseitige
Abwerben von Lehrkräften“
zwischen Bundesländern auf-
hören müsse. Er befürchtet
eine weitere Abwanderung
aus dem Landessüden nach
Hamburg, nachdem die
Hansestadt Grundschullehr-
kräften jetzt die volle Besol-
dungsstufeA13pluseinerZu-
lage gewähre. GEW-Chefin
Henke schätzt die Gehalts-
lücke zu Grundschullehrkräf-
ten in Schleswig-Holstein je
nach Berufsjahren auf etwa
300 Euro je Monat.

Lehrer, Eltern, Schüler rufen zur Demo auf

Schon jetzt ist absehbar, dass weitere Kapazitäten für die Unterbringung von Flüchtlingen nötig sind, sagt FDP-Mann Bernd Buchholz.
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Reicht der Platz
für Flüchtlinge?

Protestbündnis für
bessere Bildung
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MARE-PREISE P.P. BEI 2ER-BELEGUNG
Ocean Terrace Suite OT2 4.700 €

Bei
Buchung bis
1. Oktober
2023:

Exklusiver
Flugbonus
von 750 EUR
Ermäßigung

Ocean Terrace Suite OT3 4.900 €
Ocean Terrace Suite OT4 5.200 €
Ocean Grand Terrace Suite GT 5.450 €
Ab nur 50% Zuschlag für Alleinreisende, Kategorie OT2
Journey Code: EX20231213MIAMIA
150 € Bordguthaben pro Person für Landausflüge

Zusätzliche Kosten pro Person: An-/Abreise (abzüglich des exklusiven Flugbonus von 750 EUR bei fristgerechter Buchung), persön-
liche Ausgaben, Landausflüge, Reiseversicherung. Veranstalter der Reise: Explora SA, Avenue Eugène-Pittard 16, 1206 Genf, Schweiz
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